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Der Bundesminister des Auswärtigen 

L 1-86.13 


Bonn, den 10, November 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Rechtsstellung der bei den Alliierten Beschäftigten 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache IV/2638 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern der Finanzen und für Arbeit und So- 
zialordnung wie folgt: 

Der Bundesregierung sind seit dem Inkrafttreten des Zusatz- 
abkommens zum NATO-Truppenstatut am 1. Juli 1963 keine be- 
sonders belastenden oder unzumutbaren Tatbestände bekannt- 
geworden, auf die ein Revisionsverlangen im Sinne des Ar- 
tikels 82 Buchstabe c (ii) des Zusatzabkommens gestützt wer- 
den könnte. Nach den bis jetzt eingegangenen Berichten ge- 
langen die Vorschriften über Entlassungen nach Artikel 56 
Abs. 2 des Zusatzabkommens sehr selten zur Anwendung. An- 
haltspunkte dafür, daß die vom allgemeinen deutschen Recht 
abweichenden Bestimmungen über die Betriebsvertretungen 
der deutschen Arbeitnehmer bei den ausländischen Streitkräf- 
ten in der Praxis zu Unzuträglichkeiten geführt hätten, liegen 
nicht vor. Die Bundesregierung wird den Erfahrungen, die sich 
aus der Anwendung des Artikels 56 des Zusatzabkommens er- 
geben, auch weiterhin besondere Aufmerksamkeit widmen. 


Schröder 


Drude: Buchdruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 635 51 



